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Sehr geehrte Mitglieder der Innen – und Rechtsausschusses, 
 
  
die Freie Radioinitiative Schleswig-Holstein FRISH beteiligt sich hiermit an der Anhörung neuen 
Mediengesetzes. In Absprache mit unseren lokalen Radioinitiativen gehen Ihnen dazu die 
Statements aus verschiedenen Städten zu. Als Landesinitiative möchten wir noch einmal 
zusammenfassend die wichtigsten Punkte und Vorschläge zusammentragen und kommentieren. 
  
Wir begrüßen erst einmal, dass in Schleswig-Holstein das Lokalradioverbot beendet werden soll. 
Seit Jahren haben viele Menschen im Land dieses Dilemma kritisiert. Die Gründung einer 
Landesinitiative für Freie Radios Schleswig-Holstein war eine Konsequenz daraus. Denn wir 
brauchen eine vielfältigere Hörfunklandschaft im Norden. Freie Radios sind eine ideale Ergänzung 
und ermöglichen eine ganz neue Art von Hörfunk. In der Freien Radioinitiative Schleswig-Holstein 
haben sich mittlerweile verschiedene lokale Initiativen an unterschiedlichen Standorten in 
Schleswig-Holstein mit dem Ziel zusammengeschlossen, die Verbreitung von Nichtkommerziellem 
Lokalfunk (NKL) aufzubauen und zu fördern. 
  
Der Entwurf des 5. MÄStV HSH beschränkt die Möglichkeiten für NKL jedoch in der 
Standortfrage, bei der Anerkennung als Bürgermedium und der unklaren Finanzierung. Der Entwurf 
in der jetzigen Form bedarf einer Überarbeitung. 
  
Standortfrage 
  
Die Freie Radio Initiative Kiel hat sich enttäuschend dazu geäußert, Kiel als Standort schon vom 
Gesetz her bewusst auszuschließen. Aus der Studie der Medienanstalt HSH geht hervor, dass es in 
Kiel eine freie Frequenz für ein neues Lokalradio gibt und dieses auch eher nichtkommerziell 
betrieben werden sollte. Völlig unverständlich ist deshalb auch für uns als Initiative, dass 
ausgerechnet die Landeshauptstadt von dem längst überfälligen Schritt der Zulassung 
nichtkommerzieller lokaler Radios, ausgenommen werden soll. Hier gibt es mit Radio Gaarden 
bereits ein Webradio, das im Stadtteil fest verankert ist. Zusammen mit anderen Menschen aus der 
Stadt hat sich die Freie Radios Initiative Kiel gegründet und steht in engem Kontakt zu anderen 
Städten. Ein Freies Radio in Kiel würde unweigerlich nicht nur allein als lokales Radio 
wahrgenommen, sondern wäre auch sehr wichtig für andere Radioinitiativen im Land und die 
gesamte Entwicklung des Lokalfunks in Schleswig-Holstein. Viele Ereignisse in den einzelnen 
Regionen in Schleswig-Holstein, sei es politischer oder wirtschaftlicher Natur, führen oft kaum an 
Kiel vorbei. Diese Chance von vornherein auszuschließen, halten wir für ein völlig falsches Signal. 
  
Ebenso soll mit den Süden Holsteins eine gesamte Region ausgeklammert werden. Ein Overspill 
aus Hamburg kann aber aus unserer Sicht nicht der Grund sein, in einem angrenzenden Sendegebiet 
keinerlei reguläre Aktivitäten für Lokalradios entwickeln zu wollen. Zumal ähnliche 
nichtkommerzielle Sender aus Hamburg zum Beispiel in Pinneberg nicht mehr zu empfangen sind 
und dort mit der Radioinitiative in Pinneberg ein Bedarf besteht. 
  
Aus den genannten Beispielen wird deutlich, dass eine Einschränkung auf fünf festgelegte 

mailto:larsrathje-juhl@web.de
lt021
Textfeld

lt021
Schreibmaschinentext
Schleswig-Holsteinischer Landtag
           Umdruck 18/3607

lt021
Schreibmaschinentext



Sendegebiete zu Einschränkungen führt. Damit bleibt ein Lokalradioverbot in weiten Teilen des 
Landes bestehen. Wir plädieren ebenfalls dafür, die geplante Festlegung auf vorher festgelegte 
Standorte aufzuheben und NKL an allen Standorten in Schleswig-Holstein zu ermöglichen, wo dies 
technisch realisierbar ist und wo ein Bedarf besteht bzw. Initiativen bereits existieren. 
  
Der Entwurf bleibt zudem in dem Punkt unklar, wie unterschiedliche Interessen nichtkommerzieller 
und kommerzieller Anbieter an einem Standort gehandhabt werden. Über kommerzielle Sender soll 
die Medienanstalt nach Marktlage entscheiden. Aus unserer Sicht müssen nichtkommerzielle 
Lokalradios bei der Zulassung grundsätzlich Vorrang haben und gehört werden, ohne sie dabei in 
eine unmittelbare Konkurrenzsituation zu einem kommerziellen Anbieter zu stellen. Wir sprechen 
uns erneut dafür aus, die Einführung kommerzieller lokaler Radios nicht weiter zu forcieren. Eine 
publizistische Ergänzung, mehr Medienvielfalt oder eine geringere Medienkonzentration in 
Schleswig-Holstein wären mit ihnen nicht zu erwarten, weil erneut gewinnorientierte Vorgaben das 
Programm bestimmen. Konkret wenden wir uns gegen eine Vergabe einer kommerziellen Frequenz 
für den Standort Sylt, der die Verbreitung an der Westküste über den Standort Bredstedt verhindern 
würde. Und das obwohl vom Festland mindestens doppelt soviel Einwohnerinnen und Einwohnern 
erreicht werden könnten. Wie in Kiel und Lübeck steht auch hier eine kommerzielle Nutzung den 
Aktivitäten zum Aufbau Freier Radios entgegen. 
  
Finanzierung 
  
Ohne eine klare Formulierung, dass nichtkommerzielle Radio grundsätzlich durch eine öffentliche 
Förderung aus Rundfunkgebühren über die Medienanstalten unterstützt werden müssen, bleibt es 
unrealistisch nichtkommerzielle Radios dauerhaft und angemessen finanzieren zu können. Da Sie 
lediglich auf § 55 und die Förderung über die Medienstiftung verweisen, ändern sie nichts an der 
Tatsache, dass die Entscheidungen der Medienstiftung für eine dauerhafte Förderung keinesfalls 
gesichert sind. Die MA HSH hat in ihrem Gutachten auf das Problem der zu geringen Staatsferne 
hingewiesen. Die Freie Radioinitiative in Neumünster hat in ihrer Stellungnahme auf die 
bestehenden Einschränkungen bei der Medienstiftung SH für institutionelle Förderung und die 
zeitliche Einschränkung bei Projektförderungen hingewiesen. Zusätzlich reduziert der 
Mediengesetzvorschlag die Förderung auf eine anteilige Finanzierung der technischen Kosten. 
Unter diesen Bedingungen ist jedoch keine Finanzierung nichtkommerzieller Sender gesichert und 
geregelt. Unsere Bedenken wurden nun auch durch einen ablehnenden Bescheid seitens der 
Medienstiftung verifiziert! 
  
Wir befürworten eine Regelung, wie sie die MA HSH in ihrem Gutachten angemahnt hat, die ein 
Vorschlagsrecht der Medienanstalt und klare Regelungen fordert. Die Förderung des 
nichtkommerziellen Hörfunks durch die Medienstiftung sollte längerfristig angelegt und 
sichergestellt werden. Wir plädieren für eine Grundfinanzierung durch die MA HSH, unabhängig 
von den politisch wechselhaften Zusammensetzungen der Medienstiftung. 
  
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf unsere Stellungnahme dazu vom Januar 2014, in der 
wir darauf verwiesen haben, dass bei der Kalkulation der Förderhöhen für die Finanzierung der 
anfallenden Sende-, Verbreitungs-, Sach- und Personalkosten die Bedingungen für lokalen 
Rundfunk in einem Flächenland zu bedenken sind. Wenn Radiovereine weitab der Metropole aktiv 
sind, werden diese auch wesentlich weniger Möglichkeiten der Gegenfinanzierung über 
Mitgliedsbeiträge und Spenden erwarten können, als das in der Studie mit ca. 100.000 € jährlichen 
Gesamtkosten genannten Hamburger Freie Sender Kombinat (FSK). Eine langfristige und 
angemessene öffentliche Finanzierung wäre jedoch Voraussetzung für die Umsetzung der 
eigentlichen Ziele der Freien Radios in Schleswig-Holstein. 
  
Redaktioneller Austausch 



 
  
Eine weitere Kritik die in den Statements aus den Städten hervorgeht und die auch aus der 
bisherigen Praxis Freier Radios entgegensteht, ist die Einengung der Ausstrahlung von Programmen 
anderer Sender. Wir planen als Freie Radios in verschiedenen Städten eine enge Kooperation 
besonders auf redaktioneller Ebene. Redaktionsarbeit auch dezentral in verschiedenen Städten zu 
erproben und organisieren wäre gerade in Schleswig-Holstein als Flächenland eine wichtige 
publizistische Ergänzung und auch eine innovative Form das alte Medium Radio mit den 
Möglichkeiten des Internets miteinander zu verknüpfen. Ein gemeinsamer Mantel ist nicht geplant, 
vielmehr der Austausch von einzelnen Beiträgen und Sendungen. Wir sprechen uns deshalb 
dagegen aus, diese Regelung auch für nichtkommerzielle Lokalradios anzuwenden. Freie Radios 
begegnen dem Medium Radio anders als kommerzielle Sender, der Widerspruch zwischen Senden 
und Empfangen wird verwischt und vom Anspruch her aufgehoben. Wir wollen, dass möglichst 
viele Menschen in SH und HH vom Empfänger zum Sender wird. 
  
Bürgermedien 
  
Der wichtigste Punkt, den der Entwurf nicht enthält, ist die Anerkennung der nichtkommerziellen 
Loklaradios als Bürgermedien. Im Mediengesetz sollte im Abschnitt Bürgermedien auch NKL für 
Schleswig-Holstein und für Hamburg geregelt werden. Der Vorschlag aus Neumünster, zwei 
bestehende Paragraphen zusammenzufassen und einen neuen Paragraphen 34 ausschließlich für 
NKL einzufügen, bitten wir zu überprüfen. 
  
 
Mit freundlichen Grüßen für die FRISH, 
 
Lars Rathje-Juhl 
  
 




